Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3402 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zweite Gesetz zur Förderung der Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer (Zweites Vermögensbil- 
dungsgesetz — 2. VermBG) vom 1. Juli 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 585) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) als Aufwendungen des Arbeitnehmers 

1. zum Bau, zum Erwerb oder zur 
Verbesserung eines Wohngebäu- 
des oder einer Eigentumswohnung, 

2. zum Erwerb eines Dauerwohn- 
rechts, 

3. zum Erwerb eines Grundstücks für 
Zwecke des Wohnungsbaus oder 

4. zur Ablösung von Verpflichtungen 
im Zusammenhang mit den in den 
Nummern 1 bis 3 bezeichneten 
Zwecken," ; 

bb) Buchstabe e Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„als Aufwendungen des Arbeitnehmers 
zur Begründung von Darlehensforderun- 
gen gegen den Arbeitgeber zu einem 
Zinsfuß von mindestens vier vom Hun- 
dert." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Buchsta- 
ben a bis c können die Leistungen auch zu- 


gunsten des Ehegatten des Arbeitnehmers 
oder zugunsten der Kinder (§ 32 Abs. 2 
Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes) des 
Arbeitnehmers, die das 18. Lebensjahr im 
maßgebenden Kalenderjahr noch nicht voll- 
enden, erbracht werden. Ehegatte im Sinne 
dieser Vorschrift ist eine Person, die min- 
destens seit Beginn des maßgebenden Kalen- 
derjahres mit dem Arbeitnehmer verheiratet 
ist und von ihm nicht dauernd getrennt lebt." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) In den Fällen des Absatzes 1 Buchsta- 
ben a und b hat der Arbeitgeber für die be- 
rechtigten Arbeitnehmer unmittelbar an das 
Unternehmen oder Institut zu leisten, bei dem 
die vermögenswirksame Anlage zu erfolgen 
hat. Dabei sind die steuerfrei behandelten 
Beträge besonders auszuweisen. Das Unter- 
nehmen oder Institut hat ebenfalls die ver- 
mögenswirksamen Leistungen des Arbeit- 
gebers zu kennzeichnen und die steuerfreien 
Beträge besonders auszuweisen. Es hat dem 
Arbeitgeber die Art der vermögenswirksamen 
Leistungen schriftlich zu bestätigen. Bei lau- 
fenden vermögenswirksamen Leistungen auf 
einen nach dem Spar-Prämiengesetz oder dem 
Wohnungsbau-Prämiengesetz abgeschlosse- 
nen Vertrag braucht das Unternehmen oder 
Institut dem Arbeitgeber nur die Art der An- 
lage der ersten vermögenswirksamen Lei- 
stungen zu bestätigen. Kann eine weitere 
Leistung des Arbeitgebers nicht mehr die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchstabe a 
oder b erfüllen, so hat das Unternehmen oder 
Institut dies dem Arbeitgeber unverzüglich 
schriftlich anzuzeigen." 

d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen des Absatzes 1 Buch- 
stabe c hat der Arbeitnehmer dem Arbeit- 
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geber die zweckentsprechende Verwendung 
innerhalb von sechs Monaten nach Erhalt 
der vermögenswirksamen Leistungen nachzu- 
weisen. " 


2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 1 Satz 1 wird folgender neuer 
Satz 2 eingefügt: 

„Bei verheirateten Arbeitnehmern erhöht sich 
der in Satz 1 genannte Betrag auf insgesamt 
624 Deutsche Mark, sofern die Ehegatten wäh- 
rend des ganzen Kalenderjahres verheiratet 
waren und nicht dauernd getrennt gelebt 
haben.'' 

b) Der bisherige Absatz 1 Satz 2 wird Absatz 1 
Satz 3 und erhält folgende Fassung: 

„Erhält der Arbeitnehmer zur Zeit der Fällig- 
keit der vermögenswirksamen Leistung einen 
Kinderfreibetrag für drei oder mehr Kinder 
nach i§ 32 Abs. 2 Ziff. 1 bis 3 des Einkommen- 
steuergesetzes, so erhöht sich der in Satz 1 
genannte Betrag um 50 vom Hundert und der 
in Satz 2 genannte Betrag um 25 vom Hun- 
dert." 

c) Hinter Absatz 1 wird der folgende neue Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Vermögenswirksame Leistungen nach 
diesem Gesetz, die gemäß Absatz 1 nicht als 
steuerpflichtige Einnahmen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes gelten, bleiben bei 
der Feststellung des Prämienhöchstbetrages 
nach § 2 Abs. 2 des Spar-Prämiengesetzes 
oder nach § 3 Abs. 2 des Wohnungsbau-Prä- 
miengesetzes außer Betracht." 

d) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 


3. § 13 erhält folgende Fassung: 

.§ 13 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach die- 
sem Gesetz sind kein Entgelt im Sinne der So- 
zialversicherung, soweit sie bei dem einzelnen 
Arbeitnehmer die in § 12 Abs. 1 genannten Be- 
träge im Kalenderjahr nicht übersteigen. Dies 
gilt nicht für die gesetzliche Unfallversicherung. 

(2) Werden vermögenswirksame Leistungen 
nach diesem Gesetz nicht in monatlich gleich- 
bleibenden Beträgen erbracht, so ist der im Laufe 
eines Kalenderjahres geleistete Gesamtbetrag, 


soweit er nicht die in § 12 Abs, 1 genannten 
Beträge übersteigt, bei der Bemessung von Lei- 
stungen aus der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung monatlich jeweils nur in Höhe von einem 
Zwölftel des Gesamtbetrages nicht als Entgelt zu 
behandeln. 

(3) Der Zuschuß nach § 1 des Gesetzes zur 

Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung der 
Arbeiter im Krankheitsfalle ist dem Arbeiter zu 
gewähren in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem unter Berücksichtigung der Ab- 
sätze 1 und 2 errechneten Krankengeld aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung oder dem un- 
ter Berücksichtigung der Absätze 1 und 2 errech- 
neten Rechnungsbetrag des Krankengeldes, der 
zu zahlen wäre, wenn keine Krankenhauspflege 
gewährt wurde, und dem Nettoarbeitsentgelt im 
Sinne des § 2 des Gesetzes zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle. Zum Arbeitsentgelt, das der Be- 
rechnung des Nettoarbeitsentgelts nach § 2 

Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krank- 
heitsfälle zugrunde liegt, gehören auch vermö- 
genswirksame Leistungen, es sei denn, der Ar- 
beitgeber ist verpflichtet, die vermögenswirk- 
samen Leistungen auch während der Erkrankung 
des Arbeiters zu erbringen. 

(4) Bei der Bemessung von Leistungen aus 
öffentlichen oder privaten Einrichtungen zur Al- 
tersversorgung, deren Bemessungsgrundlage sat- 
zungsmäßig weniger als zehn Jahre beträgt, sind 
vermögenswirksame Leistungen nach diesem 
Gesetz zu berücksichtigen. Entgegenstehende Be- 
stimmungen in Satzungen oder Verträgen sind 
nichtig." 

4. In § 14 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „30 vom 
Hundert" durch die Worte „20 vom Hundert" 
und die Worte „800 Deutsche Mark" durch die 
Worte „5000 Deutsche Mark" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 


Bonn, den 23. Oktober 1968 


Dr. Barzel und Fraktion 
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